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Vorwort 

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster nahm die vorliegende Arbeit im Wintersemester 1998/99 als Dissertation 
an. Die Arbeit wurde im Februar 1998 inhaltlich abgeschlossen, so daß die Ände-
rung des Arbeitsförderungsrechts durch das 3. Buch des Sozialgesetzbuches be-
rücksichtigt werden konnte. 

Die Arbeit beruht auf der Anregung meines Doktorvaters, Herrn Prof. Dr. 
Heinz-Dietrich Steinmeyer, Kriterien für die Bestimmung von sog. versicherungs-
fremden Leistungen in der Arbeitslosenversicherung zu erarbeiten. Ausgehend 
von den vorhandenen Begrifflichkeiten werden vor diesem Hintergrund die grund-
legenden Voraussetzungen untersucht, unter denen Beiträge zu einer Sozialver-
sicherung erhoben werden können. 

Herrn Prof. Dr. Heinz-Dietrich Steinmeyer danke ich für die Anregung zu 
diesem Thema und die wissenschaftliche Förderung, vor allem für Freiheit und 
Ermunterung, eine eigene Konzeption zu entwickeln. Herrn Prof. Dr. Bodo Pieroth 
danke ich für die Erstellung des Zweitgutachtens. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Dr. Wolfgang Balze, der an der Entstehung 
der Arbeit unverzichtbaren Anteil hat: Fachlich-kritisch bestärkte er mich stets, 
meinen Weg weiterzuverfolgen. Den Belastungen des gemeinsamen Ehelebens ist 
er mit Verständnis und in der teilweise nicht unbegründeten Hoffnung auf bessere 
Zeiten begegnet. 

Für die Durchsicht des Manuskripts bin ich vor allem Herrn Klaus Scherle ver-
bunden, der die Ausführungen zum SGB m kritisch betrachtet hat. 

Danken möchte ich an dieser Stelle auch den Herausgebern für die Aufnahme 
der Dissertation in die Schriftenreihe. 

Augsburg, im November 1999 Annegret Beme 
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Einleitung 

"Hic sunt leones" - dieser Ausspruch zu den nichtsteuerliehen Abgaben 1 mit 
Blick auf die Sonderabgaben läßt sich auf die Beitragsfinanzierung der Arbeits-
losenversicherung aus zweifachem Grund anwenden: Die grundlegenden Voraus-
setzungen für ein beitragsfinanziertes soziales Sicherungssystem sind zum einen 
ein gering erschlossenes Gebiet, ähnlich wie eine verfassungsrechtliche Würdigung 
der Sonderabgaben lange Zeit vernachlässigt worden war. Zum zweiten bestehen 
auch enge inhaltliche Parallelen, da die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als 
ebenfalls nichtsteuerliche Abgaben direkte Nachbarn der Sonderabgaben sind. 

Die verfassungsrechtliche Thematik greift die ordnungs- und rechtspolitische 
Diskussion über die versicherungsfremden Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit 
wie auch der anderen Zweige der Sozialversicherung2 auf. Die Aufgaben der Bun-
desanstalt für Arbeit sind derzeit größtenteils beitragsfinanziert3• Ausnahmen bil-
den die Umlagen für Wintergeld und Insolvenzgeld4, bestimmte Aufgaben wie die 
Arbeitslosenhilfe5 und die Defizithaftung durch einen Bundeszuschuß6• Mit Blick 

t Isensee, in: Hansmeyer (Hrsg.), S. 435 (436f.): ,Jn der Tat bilden die nichtsteuerliehen 
Abgaben einen weißen Fleck auf der juristischen Karte der Finanzverfassung. Es gibt auch 
gute Gründe, es den alten Kartographen nachzutun und in die weiße Fläche zu schreiben: 
,Hic sunt leones'. Die Zone der nichtsteuerliehen Abgaben ist für den Fiskus und den Paraf-
iskus verfassungsrechtlich gefahrliches Gelände.". 

2 Jüngstes Beispiel der Befassung mit dem Thema ist die Entscheidung des Bundessoziai-
gerichts vom 29. Januar 1998, B 12 KR 35/95 R, zur Erhöhung der Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung im Zusammenhang mit versicherungsfremden Leistungen (s. Bericht, 
SGb. 1998, S. 217; Handelsblatt Nr. 21 v. 30. /31. Januar 1998). Im Gegensatz zur Arbeits-
losenversicherung gibt es in der gesetzlichen Rentenversicherung reguläre Zuschußleistun-
gen. Seit der Rentenreform 1992 beträgt der Bundeszuschuß etwa 20% der Ausgaben und 
soll weiter erhöht werden. 

3 Vgl. §§ 340ff. SGB III. Die Einnahmen aus Beiträgen betrugen 85.792,8 Mio. DM 
im Haushaltsjahr 1997 bei Ausgaben von 102.723,2 Mio. DM (Quelle: Bundesanstalt für 
Arbeit). 

4 Wintergeld gemäß §§ 354 ff. SGB III und Insolvenzgeld gemäß §§ 358 ff. SGB III, das 
am 1. Januar 1999 das Konkursausfallgeld ablöst. Bis dahin gelten §§ 141 a ff. AFG (Kon-
kursausfallgeld) weiter. 

s Gemäß § 363 Abs. I SGB III trägt der Bund die Ausgaben der Arbeitnehmerhilfe, der 
Arbeitslosenhilfe und für weitere der Bundesanstalt für Arbeit durch die Bundesregierung auf 
Grund des SGB 111 zur Durchflihrung übertragene Aufgaben. 

6 Der Bundeszuschuß wird geleistet, sofern darlehensweise gewährte Liquiditätshilfen des 
Bundes weder aus den Einnahmen noch der Rücklage zurückgezahlt werden können. Die 
neuen Bestimmungen der §§ 364 f. SGB III entsprechen dabei im wesentlichen den bishe-
rigen§§ 187, 188 AFG. 
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auf die Beitragspflicht ist immer wieder diskutiert worden, welche Aufgaben ihrer 
Natur nach von der Arbeitslosenversicherung zu erfüllen sind7 . Seit der Einführung 
der arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung und Aufgaben durch das Arbeitsförde-
rungsgesetz (AFG) vom 25. Juni 19698 ist die Frage der Fremdlasten in der 
Arbeitslosenversicherung ein Dauerthema9, das immer wieder zum Gegenstand 
tagespolitischer Erörterungen erhoben wird: So wurde der Problematik Anfang der 
siebziger Jahre bei der Berichterstattung der Bundesregierung zur Frage der Finan-
zierungsweise der Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik im AFG besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt10. Daranschlossen sich weitere Wellen in der Ausein-
andersetzung um die in diesem Bericht diskutierte Alternative einer Arbeitsmarkt-
abgabe11 an. Anlaß bot meistens eine akute Finanzierungskrise der Bundesanstalt 
für Arbeit12• 

Erneut in den Brennpunkt rückte die Frage nach den versicherungsfremden 
Lasten in der Arbeitslosen- und Sozialversicherung im Zuge der besonderen Be-
lastungen infolge der Wiedervereinigung Deutschlands13• Auch im Rahmen der ge-
genwärtigen allgemeinen, ausgabenorientierten Diskussion hinsichtlich der Weiter-
entwicklung bzw. eines "Umbaus" des Sozialstaates spielt die Ausgrenzung ver-
sicherungsfremder Aufgaben der Sozialversicherung eine erhebliche Rolle14. Das 
finanzielle Gewicht der sozialversicherungsfremden Aufgaben wird für das Jahr 
1994 bei allen Zweigen der Sozialversicherung auf insgesamt 138 Milliarden DM, 
davon 40,7 Mrd. DM15 bei der Bundesanstalt für Arbeit, geschätzt. Insgesamt hat 

7 Z. B. Memorandum für ein neues Arbeitsförderungsgesetz, 1994, S. 41 ff., 265 ff. 
s Vgl. Bosch, in: Bieback (Hrsg.), S. 320 (330). 
9 Erste Diskussionen fanden schon bei den Beratungen zum AFG statt; vgl. auch Bericht 

zu BT-Drucks. V I 4110, S. 4. 
Frühe Beiträge zur Versicherungsfremdheit z. B. Orsinger, DAngVers 1964, S. 41 ff.; 

Musa, BB 1964, S. 1125 ff.; Hockens, S. 155, zum eklatanten Mißbrauch des Vermögens 
der Reichsanstalt für Arbeit während der NS-Zeit. 

10 Bericht der Bundesregierung nach § 239 AFG a.F. (Arbeitsförderungsbericht), BT-
Drucks. 7 I 403, S. 52 ff. 

11 BT-Drucks. 7/403, S. 56 ff. 
12 Z. B. Bosch, WSI-Mitt. 1981, S. 667ff. 
13 In den neuen Bundesländern standen im Haushaltsjahr 1997 Ausgaben von 38.622,3 

Mio. DM Beitragseinnahmen in Höhe von nur 3.637,6 Mio. DM gegenüber (Quelle: Bundes-
anstalt für Arbeit). 

Der West-Ost-Transfer lag 1995 bei 39,8 Mrd. DM, 1994 bei 40,1 Mrd. DM (Hansen, Ar-
beitgeber 1997, S. 313), in den Jahren 1992 und 1993 bei der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der Bundesanstalt ftir Arbeit bei 52 Mrd. DM; s. Bäcker, Aus Politik und Zeit-
geschichte, 1995 B-25 - 26/95, S. 13 (15); lsensee, SDSRV (35) 1992, S. 7 (34f.). 

Der gesamte West-Ost-Transfer ist von 139 Mrd. DM (1993) auf geschätzte 189 Mrd. DM 
(1998) angewachsen (Quelle: Sozialpolitische Umschau Nr. 317 v. 13. Juli 1998). 

14 Der Anteil der Beiträge an der Finanzierung des Sozialbudgets ist von 1970 (57,1 %) in 
den neunziger Jahren auf 65-66% gestiegen bei einer Sozialleistungsquote von 34,1% im 
Jahre 1995 (Hansen, Arbeitgeber 1997, S. 313, 315). 

15 Neuere Zahlen sind nicht verfügbar. Angaben nach Hofmann, DAngVers 1998, S. 189 
(198), ausgehend von Zahlen des VDR ftir das Jahr 1994. Beträge von 133 Milliarden DM, 
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sich die Diskussion in der Öffentlichkeit auf konkrete und akute Einzelaspekte 
begrenzt. Im wesentlichen kreisen die Auseinandersetzungen um die mögliche Be-
lastung zusätzlicher Gruppen wie Beamter und Selbständiger16• Die Alternative 
einer Steuerfinanzierung wird meist erst an zweiter Stelle genannt17• Neben abga-
benpolitischen Hemmnissen sind die Schwierigkeiten der Absonderung der ver-
sicherungsfremden von den versicherungsmäßigen Aufgaben ausschlaggebend für 
die bisherige Fruchtlosigkeit der Diskussion. Die Ablösung des AFG zum 1. Januar 
1998 durch die Einordnung des Arbeitsförderungrechts in das Sozialgesetzbuch als 
SGB III hat daran nichts geändert, da keine strukturellen Änderungen hinsichtlich 
der Finanzierungsweise vorgenommen wurden. 

In der gesetzgebensehen Praxis folgt die Wahl der Finanzierungsweise einer 
Aufgabe in der Regel keiner Systematik, sondern richtet sich nach der Haushalts-
lage des Bundes, wie das Beispiel des wechselhaften Schicksals der Anschluß-
arbeitslosenhilfe18 deutlich belegt. Dies trifft auch für die Verschiebungen zwi-

davon 29,5 Mrd. DM bei der Bundesanstalt für Arbeit annehmend: Informationsdienst der 
deutschen Wirtschaft- iwd Nr. 12 v. 20. März 1997, S. 7. Der Anteil wird auf 30,5 Mrd. DM 
für 1994 (Informationsdienst der deutschen Wirtschaft- iwd, Nr. 13 v. 28. März 1996, S. 4) 
geschätzt. 

Insgesamt dazu: auf etwa die Hälfte schätzend, d. h. 50 Mrd. DM im Jahre 1995, Schmäh!, 
DRV 1995, S. 601 (603); Seffen, Aus Politik und Zeitgeschichte, 1995 B 25-26, S. 26 (28): 
für 1993 insgesamt DM 112,3 Mrd. DM, für die Bundesanstalt für Arbeit DM 27,5 Mrd. Von 
41 ,1% an den Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit für das Jahr 1989 ohne Verwaltungs-
kostenanteil ausgehend, Institut für "Finanzen und Steuern", Finanzprobleme der Arbeits-
losenversicherung, S. 59. 

16 Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, BT-Drucks. 7/5356, S. 2: ,,Der 
Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß es für die Finanzierung der Leistungen der Bun-
desanstalt für Arbeit zur Zeit bei der geltenden Beitragslösung bleiben muß. Die anderen im 
Bericht dargestellten Finanzierungsmodelle, insbesondere die Arbeitsmarktabgabe, sollten 
allerdings zu gegebener Zeit erörtert werden." [Hervorhebungen der Verf.]. 

Eine der letzten ausgedehnten Diskussionswellen fand 1993 statt; SPD-Vorschlag zur Ein-
führung einer Arbeitsmarktabgabe zum l. Juli 1993, Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 39 
v. 17. Januar 1993, S. 17; Stellungnahme des DGB in Handelsblatt Nr. 3 v. 6. Januar 1993, 
S. 4; Schmäh!, in: Handelsblatt Nr. 24 v. 4. Februar 1993, S. 2; Die ZEIT Nr. 6 v. 5. Februar 
1993, S. 23; Schaft, Wirtschaftsdienst 1993/11, S. 56. 

17 Für die gesetzliche Rentenversicherung ist eine Finanzierung durch eine einprozentige 
Mehrwertsteuererhöhung lange diskutiert und mittlerweile zum l. April 1998 von 15% auf 
16 % beschlossen worden. 

18 Die Arbeitslosenhilfe, soweit sie im Anschluß an den Bezug von Arbeitslosengeld 
gewährt wird, wurde lange Zeit aus Beitragsmitteln finanziert, bevor diese bedürftigkeits-
abhängige Leistung der Steuerfinanzierung unterstellt wurde. BT-Drucks. V /2291, S. 100, 
Bericht zu§ 234 AFG a.F., gibt als Grund zur Übernahme der Regelung vom 23. Dezember 
1966 (befristet bis 31. Dezember 1975, beibehalten bis 1981) unumwunden die Haushaltslage 
an; vgl. Institut für ,,Finanzen und Steuern", Finanzprobleme der Arbeitslosenversicherung, 
S. 37. 

Deutschlehrgänge für Aussiedler, Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge wurden bis 
1987 vom Bundeshaushalt, danach von der Bundesanstalt für Arbeit finanziert ( 1989: DM 2,1 
Mrd. DM, Quelle: Institut für "Finanzen und Steuern", Finanzprobleme der Arbeitslosenver-
sicherung, S. 46). 
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